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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 68.000 Mitgliedern 
vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 
internationaler Ebene. 

 
 
Der DAV begrüßt den Entwurf zur Änderung der HOAI, insbesondere den Vorschlag, 

wieder mehr Leistungsbilder in die HOAI aufzunehmen und die Leistungsbilder der 

Projektanten treffender zu benennen. Für die weitere Arbeit an dem Entwurf der neuen 

HOAI regt der DAV Folgendes an: 

 

1. Bei den Begriffsbestimmungen in § 2 HOAI-E wird die Streichung der Definition für 

„Gebäude“ und die Einführung des Begriffes „Innenräume“ begrüßt. Gleichzeitig wird 

angeregt, den Begriff „Objekt“ nur noch im Sinne der Definition des § 2 Nr. 1 HOA-E 

zu verwenden, wonach die verschiedenen Leistungsbilder jeweils ein „Objekt“ 

darstellen. In § 11 Abs. 2 ff HOAI-E wurde der Begriff „Objekt“ bereits vorwiegend 

durch die konkrete Benennung der Leistungsbilder ersetzt. Eine Ausnahme bildet 

der § 11 Abs. 3 HOAI-E, der angeglichen werden sollte. 

 

2. Die Streichung der Definitionen, welchen Inhalt eine Kostenschätzung und welchen 

Inhalt eine Kostenberechnung haben soll, halten wir nicht für günstig. In der Praxis 

führt die Frage, welchen Inhalt eine Kostenschätzung bzw. Kostenberechnung 

haben muss immer wieder zu erheblichen Meinungsverschiedenheiten, wenn die 

Parteien nichts vereinbart haben. Die hier vorgenommenen Definitionen sind 

außerordentlich hilfreich, vor allem auch deshalb, weil sie jedermann - also auch den 

Verbrauchern - über das Internet frei zugänglich sind, was bei der DIN nicht immer 

der Fall ist. Wir regen ferner an die Definitionen der Kostenschätzung und -

berechnung im Interesse einer größeren Kostensicherheit für Verbraucher, 

Investoren und die öffentliche Hand wie folgt zu erweitern: 

 

§ 2 HOAI-E 
Nr. 13  „Kostenschätzung“ ist eine überschlägige Ermittlung der Kosten auf der 
Grundlage der Vorplanung; sie ist die vorläufige Grundlage für 
Finanzierungsüberlegungen; ihr liegen Vorplanungsergebnisse, 
Mengenschätzungen, erläuternde Angaben zu den planerischen 
Zusammenhängen, Vorgängen und Bedingungen sowie Angaben zum 
Baugrundstück und zur Erschließung zugrunde. Es sind die Gesamtkosten nach 
Kostengruppen bis zur zweiten Ebene der Kostengliederung der DIN 276-
1:2008-12 und DIN 276-4:2000-08 zu ermitteln. 
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Nr. 14 „Kostenberechnung“ ist eine Ermittlung der Kosten auf der Grundlage der 
Entwurfsplanung; ihr liegen durchgearbeitete Entwurfszeichnungen oder auch 
Detailzeichnungen wiederkehrender Raumgruppen, Mengenberechnungen und 
für die Berechnung und Beurteilung der Kosten relevante Erläuterungen 
zugrunde. Es sind die Gesamtkosten nach Kostengruppen bis zur dritten Ebene 
der Kostengliederung der DIN 276-1:2008-12 und DIN 276-4:2000-08 zu 
ermitteln. 

 

Begründung: 

Bei Baumaßnahmen sollte eine optimale Kostenplanung so organisiert  sein, dass 

zuerst geschätzt wird, wie viel Geld zur Verfügung steht, sodann wird der 

Planungsauftrag erteilt und nach der Vorplanung entschieden, ob das Projekt in 

Anbetracht der zur Verfügung stehenden Mittel weiter geführt werden kann oder 

nicht. Das gibt allen Bauherren, ob Verbrauchern, öffentlichen Auftraggebern oder 

privatem Investor, größere Kostensicherheit.  

 

Eine Kostenschätzung, die nur die 1. Ebene, also genau genommen die 

Kostengruppen, erfasst, erfüllt diese Funktion nicht. In der Kostengruppe 300 

können sich insbesondere in den baukonstruktiven Einbauten (KG 370) noch Kosten 

verstecken, die Kostengruppe 400, richtet sich regelmäßig nach den 

Ausstattungswünschen des Bauherren, die wenigstens rudimentär durch die 2. 

Ebene erfasst werden sollten, damit es hier nicht zu unerwarteten 

Kostensteigerungen kommt. Gleiches gilt für die Kostenberechnung. Gut 

veranschaulichen lässt sich das in der Kostengruppe 400, in der sich der 

Auftraggeber beispielsweise auf der 3. Ebene in der KG 430 lufttechnische Anlagen, 

entscheiden sollte, ob er eine Teilklimatisierung (KG 432) oder eine 

Vollklimatisierung (KG 433) wünscht. Es liegt auf der Hand, dass diese 

Entscheidung die Baukosten erheblich beeinflusst und vom Bauherrn bereits zu 

diesem frühen Zeitpunkt getroffen werden muss. Davon kann abhängen, ob er sein 

Projekt fortführt oder es in Gänze aufgibt.  

 

Der erhöhte Aufwand, der für den Architekten oder Ingenieur mit der Ermittlung der 

anrechenbaren Kosten auf der 2. und 3. Ebene verbunden ist, sollte durch eine 

Erhöhung der Prozentsätze in der jeweiligen Leistungsphase ausgeglichen werden. 

 

3. Begrüßt wird der Vorschlag der Wiedereinführung des Begriffes der 

Grundleistungen. Die Verwendung dieses Begriffes für Leistungen, deren Vergütung 

an die HOAI gebunden ist, bringt mehr Rechtsklarheit. Gleichzeitig regen wir an in   

§ 7 Abs. 5 HOAI-E zu konkretisieren, wie Grundleistungen vergütet werden sollen, 
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die bereits erbracht wurden. Bei Insolvenz des Bauunternehmens während der 

Ausführung ist das ursprünglich erstellte Leistungsverzeichnis bereits zum Teil 

abgearbeitet worden, und kann in der ursprünglichen Form in der Regel nicht für 

eine erneute Beauftragung verwendet werden. Hier wäre zu klären wie der Architekt 

oder Ingenieur für die Erstellung eines neuen Leistungsverzeichnisses vergütet 

werden soll. Was der Auftraggeber hier erwartet, wird mit Sicherheit über die 

Grundleistungen der LP 6 hinaus gehen, denn der Architekt oder Ingenieur kann 

jetzt nicht mehr auf die Ergebnisse - beispielsweise die Massenermittlung - der 

vorherigen Leistungsphasen zurückgreifen, die Massen haben sich durch die 

teilweise erfolgte Ausführung geändert. Gleichzeitig haben sich auch die 

anrechenbaren Kosten geändert. Die anrechenbaren Kosten für die Leistung, für die 

die Massen ermittelt werden müssen usw., sind gesunken. Wir empfehlen an, den 

folgenden neuen Absatz 5a einzufügen: 

 
§ 7 Abs. 5a HOAI-E 
Sind bereits erbrachte Grundleistungen auf Veranlassung des 
Auftraggebers zu wiederholen, so sind für diese die anrechenbaren 
Kosten, die Honorarzone und die erforderlichen Grundleistungen der 
jeweiligen Leistungsphasen zu ermitteln und auf dieser Basis eine 
Vergütung schriftlich zu vereinbaren.  

 

Begründung: 

Die dogmatisch konsequenteste Lösung ist, dass es sich bei der Wiederholung von 

bereits erbrachten Grundleistungen um einen neuen Auftrag handelt. Das hat zum 

einen vergaberechtliche Konsequenzen, die Vergabe der Leistung - in unserem 

Beispiel die Erstellung des Leistungsverzeichnisses für die verbliebenen Leistungen 

- ist an das Kartellvergaberecht gebunden. Zum anderen handelt es sich um einen 

neuen Vertrag, für den sich die Vergütung nach den anrechenbaren Kosten, den zu 

erbringenden Leistungsphasen, ggf. unter Abzug von nicht erforderlichen 

Grundleistungen, und der Honorarzone richtet.  

 

4. Zu der Frage, wie Änderungsanordnungen des Auftraggebers zu vergüten sind, 

die sich nicht auf die anrechenbaren Kosten auswirken, war die Regelung des 

derzeit geltenden § 3 Abs. 2 HOAI rechtsdogmatisch problematisch.  

 

Nichtsdestotrotz würden wir es begrüßen, wenn geregelt würde, in welchem Umfang 

dem Auftraggeber Anordnungsbefugnisse zustehen und welche Vergütungsfolgen 

die Ausübung dieser Befugnisse hat, insbesondere auch bezüglich von 

Anordnungen zum zeitlichen Ablauf, wenn sich diese Anordnung nicht auf die 
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anrechenbaren Kosten auswirkt und sich nicht auf Grundleistungen bezieht. Wir 

regen an, dass diese Fragen von Arbeitsgruppe Bauvertragsrecht des Referats I B 3 

des BMJ und dort ggf. der Unterarbeitsgruppe Architektenvertragsrecht bei der 

Reform des Werkvertragsrechts behandelt und gelöst werden. Eine Regelung in der 

HOAI selbst erachten wir als problematisch.  

 

5. In § 11 Abs. 2 ff HOAI-E, der sich mit Wiederholungen von Leistungen befasst, 

wurde der Begriff des Objektes durch konkrete Leistungsbilder ersetzt wurde. 

Hinsichtlich der Beschränkung, die durch die Nennung nur einiger Leistungsbilder 

erfolgt, sehen wir die Notwendigkeit für diese Einschränkung nicht. Wir empfehlen 

eine einheitliche Regelung bei Wiederholungen für alle Leistungsbilder.  

 

Historisch dient die HOAI der Eindämmung von Baukosten. Dieses Ziel kann nur 

dann erreicht werden, wenn Leistungen nicht mehrfach vergütet werden. Die 

Regelungen des § 11 Abs. 2 ff HOAI zielen darauf ab, dass der Architekt oder 

Ingenieur immer dann eine geringere als die Regelvergütung erhalten soll, wenn er 

Grundleistungen mehrfach verwerten kann. Für den geringeren Aufwand, den 

beispielsweise eine Wiederholung verursacht, soll auch die Vergütung geringer sein. 

 

Die Reduzierung des Aufwandes durch gleiche oder ähnliche Planung oder durch 

die örtliche und zeitliche Nähe von Baumaßnahmen besteht nicht nur bei Gebäuden 

oder Tragwerken sondern ebenso bei Ingenieurbauwerken, Verkehrsanlagen, 

Tragwerksplanung, der Technischen Ausrüstung - bei der die Kumulation der 

anrechenbaren Kosten der verschiedenen Anlagengruppen keine angemessene 

Honorarreduzierung mit sich bringt - und ebenso bei den Leistungsbildern, die neu 

eingeführt werden sollen. Insbesondere die Erstreckung des § 11 HOAI-E auf die 

Technische Ausrüstung würde dazu führen, dass auf die bisher geltenden zum Teil 

unverständlichen und in sich widersprüchlichen Verweisungen in den § 11 HOAI und 

§ 52 HOAI verzichtet werden kann. Auch rechtsdogmatisch wäre es von Vorteil, die 

Systematik durchzuhalten, dass im allgemeinen Teil die Regelungen stehen, die vor 

die Klammer gezogen werden.  

 

Nicht konsequent ist die Nennung der Ingenieurbauwerke in § 11 Abs. 4 HOAI-E 

unter Verweisung auf § 11 Abs. 3 HOAI-E und gleichzeitig das Fehlen der 

Ingenieurbauwerke in der Aufzählung des § 11 Abs. 3 HOAI-E. Wenn der § 11 Abs. 

3 HOAI-E anwendbar sein soll, dann sollte auch hier in die Aufzählung der 

Leistungsbilder die Ingenieurbauwerke aufgenommen werden.  
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In der Praxis wendet der Auftraggeber bereits jetzt auf Ingenieurbauwerke und 

Straßenverkehrsanlagen den § 11 Abs. 2 ff HOAI an. Das ist insofern konsequent, 

als beispielsweise auch bei der Legung von Leitungen oder dem Bau einer 

einspurigen Straße Planungsabschnitte wiederholt werden. Bei diesen sog. 

Linienbauwerken ist es schwierig festzulegen, wann ein - nach dem zurzeit gültigen 

Sprachgebrauch - neues Objekt beginnt und wann somit eine Wiederholung vorliegt. 

Dieses Problem wird auch bei der vorgeschlagenen Neufassung des § 11 HOAI-E 

erhalten bleiben.  

 

Im Einzelnen:  

Der § 11 Abs. 2 HOAI-E weicht wesentlich von der bestehenden Regelung ab, die 

darauf abzielt, dass lediglich die Bedingungen, unter denen das Bauwerk errichtet 

wird, weitgehend vergleichbar sein müssen. Nach dem Entwurf sollen die Bauwerke 

gleichartig und zusätzlich in dieselbe Honorarzone einzuordnen sein und es soll 

außerdem um weitgehend gleiche Planungsbedingungen gehen. Bereits die 

Neuregelung der Einordnung in dieselbe Honorarzone führt dazu, dass es 

beispielsweise nicht möglich ist, die anrechenbaren Kosten zu addieren, wenn ein 

Krankenhaus und dazu noch Mitarbeiterwohnungen errichtet werden, weil die beiden 

Gebäude nicht in dieselbe Honorarzone fallen und wohl auch kaum als gleichartig 

betrachtet werden können. Ungeachtet dessen kann der Architekt in diesem Beispiel 

einen Teil der Grundleistungen für das Krankenhaus auch für das Wohngebäude 

nutzen und wird zudem Synergieeffekte bei vielen Abstimmungsleistungen erzielen 

können. Die bisher bestehende wie auch die geplante Regelung hat den Effekt, dass 

Leistungen doppelt vergütet werden und führt zur Steigerung der Kosten. Die 

Bindung an Leistungsbilder derselben Honorarzone und an die Gleichartigkeit der 

Bauwerke befürworten wir aus diesem Grund nicht. Weiterhin ist nach § 11 Abs. 2 

HOAI-E nicht klar, ob die Addition der anrechenbaren Kosten nur innerhalb eines 

Leistungsbildes erlaubt sein soll oder ob auch die Addition verschiedener 

Leistungsbilder gestattet wird. Wir empfehlen deshalb, den § 11 Abs. 2 HOAI-E wie 

folgt zu fassen: 

 
§ 11 Abs. 2 HOAI-E 
Umfasst ein Auftrag mehrere Bauwerke oder Planungskomponenten des 
gleichen Leistungsbildes mit weitgehend vergleichbaren Bedingungen, 
die im zeitlichen und örtlichen Zusammenhang als Teil einer 
Gesamtmaßnahme geplant, betrieben und genutzt werden, so ist das 
Honorar nach der Summe der anrechenbaren Kosten zu berechnen. 
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Begründung: 

Die vorgeschlagene Regelung ermöglicht es, dass dem Auftraggeber bei der 

Zusammenfassung mehrerer Bauwerke oder Planungskomponenten die Degression 

der HOAI-Tabellen zugutekommt. Durch die Möglichkeit der Zusammenfassung von 

Bauwerken oder Planungskomponenten, die nicht einer Honorarzone angehören, 

wirken die Synergieeffekte, die auch bei einer Planung von Bauwerken oder 

Planungskomponenten in unterschiedlichen Honorarzonen vorhanden sind, Kosten 

mindernd. Das entspricht unserer Auffassung der Intention, die bereits mit dem 

Statusbericht 2000Plus verfolgt wurde.  

 

§ 11 Abs. 3 HOAI-E wird auf Gebäude und Tragwerksplanung beschränkt. Wir sind 

der Auffassung, dass Synergieeffekte, die zu einem geringeren Aufwand auf 

Auftragnehmerseite führen auch bei den übrigen Leistungsbildern, wie 

Verkehrsanlagen usw. und den geplanten neuen Leistungsbildern zu erzielen sind. 

Nicht wieder eingeführt werden sollten die Begriffe „gleich“ und „spiegelgleich“. In 

der Praxis hat sich gezeigt, dass diese Begriffe so eng gefasst sind, dass bei dem 

alten § 22 Abs. 2 HOAI 2001 stets nur auf den Begriff der „wesentlich gleichartigen 

Gebäude“ abgestellt wurde. Der Fall, dass zwei Gebäude tatsächlich im wörtlichen 

Sinne gleich sind, kommt in der Praxis so gut wie nie vor. Bereits geringfüge 

Änderungen in der Raumaufteilung würden ausreichen, um die Anwendung des § 11 

Abs. 3 HOAI-E auszuschließen. Weiterhin ist beabsichtigt, die Reduzierung nur bis 

zu 70% vorzunehmen an Stelle der bisherigen 90%. Nach unserer Auffassung kann 

die bisherige Reduzierung um 90% beibehalten werden, da dafür eine erhebliche 

Anzahl an Wiederholungen erforderlich ist. Wir schlagen vor den § 11 Abs. 3 HOAI-

E wie folgt zu fassen: 

 
§ 11 Abs. 3 HOAI-E 
Umfasst ein Auftrag mehrere im Wesentlichen gleichartige Bauwerke 
oder Planungskomponenten, die dem gleichen Leistungsbild angehören 
und die im zeitlichen oder örtlichen Zusammenhang unter gleichen 
baulichen Verhältnissen geplant und errichtet werden sollen, so sind für 
die 1 bis 4 Wiederholung die Prozentsätze der Leistungsphase 1 bis 6 um 
50 Prozent, ab der fünften Wiederholung um 60 Prozent und ab der 
achten Wiederholung um 75 Prozent zu mindern. Werden die Leistungen 
für die im Wesentlichen gleichartigen Bauwerke oder 
Planungskomponenten in einem Leistungsverzeichnis zusammengefasst 
und insgesamt angeboten, so erstreckt sich die Reduzierung der 
Prozentsätze nach Satz 1 auch auf die Leistungsphase 7.  
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Begründung: 

Wenn Leistungen nicht voll vergütet werden sollen, weil sie im Wesentlichen die 

Wiederholung einer bereits erbrachten Leistung darstellen, dann sollte das für alle 

Leistungsbilder gelten. Mit dem Begriff „Planungskomponenten“ sollen 

beispielsweise Planungen für den Bereich der Bauphysik usw. erfasst werden. Die 

Formulierung „im Wesentlichen gleichartig“ legt einen Vergleichsmaßstab fest, 

anhand dessen ermittelt werden kann, wann eine Minderung wegen einer 

Wiederholung angebracht ist und wann nicht. Gleichzeitig bedingt die Anwendung 

dieser Vorschrift auf „im Wesentlichen gleichartige Bauwerke und 

Planungskomponenten“, dass der Architekt oder Ingenieur auch ab der achten 

Wiederholung Änderungen an seinen bisherigen Planungen vornehmen muss. Der 

Festlegung einer Mindestvergütung von 25%, die dem Architekten oder Ingenieur 

auch im Falle der Wiederholungen verbleiben soll, geht davon aus, dass ein 

Bauwerk oder eine Planungskomponente noch „im Wesentlichen gleichartig“ ist, 

wenn Abweichungen von bis zu 25% von der Ursprungsplanung vorliegen. Die 

Anregung, die Reduzierung der Prozentsätze nur für die LP 1 - 6 vorzunehmen, 

unterstützen wir. In dem Moment, in dem von Seiten der bauausführenden 

Unternehmen Angebote unterbreitet und Vorschläge gemacht werden können, fällt 

ein individueller Bearbeitungsaufwand an. Die Leistungen des Architekten oder 

Ingenieurs stellen hier nur dann eine Wiederholung dar, wenn alle Leistungen in 

einem Leistungsverzeichnis zusammengefasst werden. Nur in diesem Fall ist es 

Interessengerecht, dass die Reduzierung auch die LP 7 erfasst.  

 

§ 11 Abs. 4 HOAI-E sieht vor, dass der Anwendungsbereich au Gebäude, 

Ingenieurbauwerke und Tragwerke beschränkt wird. Aus den oben bereits 

dargelegten Gründen halten wir diese Einschränkung für eine Ungleichbehandlung 

zu den übrigen Leistungsbildern der HOAI und nicht für gerechtfertigt. Zudem wird 

der Anwendungsbereich neu definiert, der § 11 Abs. 4 HOAI-E soll nur für gleiche 

oder spiegelgleiche Bauwerke gelten. Diese Einschränkung ist nicht nachvollziehbar. 

Wir schlagen deshalb vor, den § 11 Abs. 4 HOAI-E wie folgt zu fassen:  

 

  § 11 Abs. 4 HOAI-E 
Umfasst ein Auftrag Leistungen, die bereits Gegenstand eines anderen 
Auftrags zwischen den Vertragsparteien waren, so findet Absatz 3 in 
Bezug auf den neuen Auftrag auch dann Anwendung, wenn die 
Leistungen nicht im zeitlichen und örtlichen Zusammenhang erbracht 
werden sollen, sofern die Abnahme der erbrachten Bauleistung nicht 
länger als 7 Jahre zurück liegt. 
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Begründung:  

Nach den uns vorliegenden Erfahrungen kommt es nicht auf das Merkmal „gleich“ 

oder „spiegelgleich“ an, sondern auf die Frage, wie alt die Planung ist, auf die 

zurückgegriffen werden soll. Es herrschen auf Seiten der Bauherren teilweise 

unrealistische Vorstellungen darüber, wie lange eine Planung noch verwendbar ist. 

Wir regen deshalb an, hier eine Art „Verfallsdatum“ einzubauen. So wird erreicht, 

dass es für den Bauherren zumindest nicht finanziell attraktiv ist, nach einer alten 

Planung zu bauen, die u. U. nicht mehr den aktuellen Anforderungen an 

Energieverbrauch usw. entspricht. Die Einführung eines neuen Tatbestandes, der 

nur auf „gleich“ oder „spiegelgleich“ Planungen beschränkt ist, halten wir nicht für 

erforderlich. Es ist klarer, wenn hier auf die Regelung des Absatzes 2 verwiesen 

wird. 

 

6. Verständnis haben wir für die Bestrebung bei Leistungen, deren Vergütung nicht 

frei vereinbart werden kann, eine automatische Anpassung vorzusehen, so in § xx 

HOAI-E für die Flächenplanungen, deren Vergütung an den 

Lebenshaltungskostenindex gebunden werden soll. Zu überlegen wäre hier, ob ein 

derartiger Mechanismus nicht grundsätzlich für alle gesetzlich festgelegten 

Vergütungen für freiberufliche Leistungen gelten sollte, also sowohl für alle HOAI-

gebundenen Leistungen der Architekten und Ingenieure als auch der Rechtsanwälte 

als auch der vereidigten Sachverständigen usw. Nur so wäre sicher gestellt, dass 

diese Berufsgruppen gleichermaßen an der Einkommensentwicklung teilhaben. Eine 

Einzelfallregelung, wie sie hier für die Flächenplanung vorgesehen ist, lehnen wir 

aus Gründen der Gleichbehandlung ab.  

 

7. Zu der Frage der Vergütung des Mehraufwandes bei einem Umbau oder einer 

Modernisierung hat sich die Regelung des jetzigen § 35 HOAI in der Praxis 

bewährt. Die Ermittlung der anrechenbaren Kosten der mit zu verarbeitenden 

Bausubstanz bereitete stets überdurchschnittliche Schwierigkeiten und war sehr 

streitträchtig. Aus wissenschaftlicher Sicht stehen zwar mehrere Methoden für die 

Ermittlung der anrechenbaren Kosten der mit zu verarbeitenden Bausubstanz zur 

Verfügung, die Erfahrung zeigt jedoch, dass diese Methoden bei den Parteien nicht 

hinreichend bekannt und in der Regel ebenfalls umstritten waren. Der Auftraggeber 

setzte häufig willkürlich einen Betrag mit dem Ziel fest, bei dieser Position vor bösen 

Überraschungen gefeit zu sein. Es liegt auf der Hand, dass dieser Betrag oft nicht 

den wirklichen Aufwand widerspiegelte. Daran wird nach unserer Auffassung auch 

die in § 4 Abs. 3 HOAI-E vorgesehene Bindung an den Neubauwert nichts ändern. 
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Die Formulierung in § 32 Abs. 4 HOAI-E: „Anrechenbare Kosten für die mit zu 

verarbeitende Bausubstanz gem. § 4 (3) sind mit einem Faktor von 0,73 zu 

mindern.“ halten wir für schwer verständlich. In der Praxis verursachen solche 

Formulierungen Streit.  

 

Welchen Aufwand eine Modernisierung oder ein Umbau verursacht kann nach 

unserer Erfahrung nicht pauschal erfasst werden. Aus diesem Grund befürworten wir 

die Änderung in § 34 Abs. x HOAI-E nicht. Es gibt Bauwerke, die von ihrem 

Schwierigkeitsgrad eher einer niedrigen Honorarzone zu zuordnen sind und die 

bezüglich des Umbaus oder einer Modernisierung dennoch sehr hohe 

Anforderungen stellen. Umgekehrt ist es ebenso möglich, dass ein hochkomplexes 

Bauwerk bezüglich des Umbaus oder einer Modernisierung extrem wenig Aufwand 

fordert, so beispielsweise wenn eine Nanofiltrationsanlage vor ein bestehendes 

Wasserwerk gesetzt und dort angeschlossen werden soll. 

 

Die jetzige Regelung des § 35 HOAI gibt nach unserer Auffassung den Spielraum, 

diese Fälle individuell zu betrachten und ermöglicht, dass je nach Schwierigkeitsgrad 

des Umbaus oder der Modernisierung ein Zuschlag vereinbart werden kann. Eine 

bessere Berücksichtigung des Einzelfalles ermöglichte auch, dass der Zuschlag für 

den Umbau oder die Modernisierung nicht an eine wesentlichen Eingriff in die 

Bausubstanz gebunden ist, sondern grundsätzlich zum Ansatz kommen kann. 

 

Wünschenswert wäre die Aufnahme der jetzt bestehenden Regelung für Umbau und 

Modernisierung in den Allgemeine Teil der HOAI, so dass er für alle Leistungsbilder 

gilt, und eine Präzisierung des § 35 HOAI, die wie folgt aussehen könnte: 

 

§ 11a Leistungen im Bestand 
 
Für Leistungen bei Umbauten und Modernisierungen ist für Objekte ein 
Zuschlag zu vereinbaren, der von 1% bis zu 80% des HOAI-gebundenen 
Honoraranteils betragen kann. Sofern kein Zuschlag schriftlich vereinbart 
ist, beträgt der Zuschlag 20% des HOAI-gebundenen Honoraranteils. 

 

Begründung: 

Mit Einführung des § 35 HOAI hat es immer wieder die Diskussion gegeben, ob die 

Zahlung eines Zuschlages fakultativ sei oder nicht. Durch die vorgeschlagene 

Änderung wird klargestellt, dass der Zuschlag zwingend zu zahlen ist, die Höhe des 

Zuschlags jedoch frei vereinbart werden kann. Eine Mindestsatzunterschreitung läge 

immer dann vor, wenn ein Zuschlag unter 1% vereinbart würde. Das Problem, dass 
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die Parteien keinen Zuschlag vereinbaren besteht nach wie vor. Hier sollte eindeutig 

bestimmt werden, dass der Zuschlag in diesen Fällen immer 20% beträgt. Sofern die 

Parteien das nicht möchten, haben sie die Möglichkeit, etwas anderes zu 

vereinbaren.  

 

Die Beschränkung des Zuschlages auf den HOAI-gebundenen Vergütungsanteil 

erfolgt zur Klarstellung. Für den nicht HOAI-gebundenen Teil hat der Architekt oder 

Ingenieur die Möglichkeit selbst zu bestimmen, um wie viel sich der Preis seiner 

Leistungen bei einem Umbau oder einer Modernisierung erhöht. Der Absatz 2 ist 

nicht mehr erforderlich, wenn in dem bisherigen Absatz 1 des § 35 HOAI der Bezug 

klargestellt wird.  

 

8. Die Neuordnung der Flächenplanung wird begrüßt, insbesondere auch wegen der 

Vereinheitlichung der Berechnungsgrundlage nach Fläche. Wir unterstützen die 

Anregung der Arbeitsgruppe, in der amtlichen Begründung zu definieren, was unter 

Flächennutzung, Artenvorkommen usw. zu verstehen ist. Als vorteilhaft sehen wir 

bei der Flächenplanung die Beschränkung auf diejenigen Leistungsbilder an, deren 

Ausarbeitungen aufgrund der gesetzlichen Vorgaben - z.B. BauGB - zwingend 

geboten sind. Weiterhin regen wir an, die einzelnen Leistungsbilder der 

Flächenplanung hinsichtlich ihres Planungsumfanges zu ordnen, also mit dem 

Leistungsbild Raumordnungsplanung zu beginnen und die Leistungsbilder 

Bebauungsplan usw. an das Ende der Flächenplanung zu setzen.  

 

Für das Leistungsbild Umweltverträglichkeitsstudie sehen wir es als sinnvoller an, es 

bei der Einordnung als besondere Leistung zu belassen und es dem jeweiligen 

Leistungsbild zu zuordnen. Weiterhin sollte auch abgewogen werden, ob 

Leistungsbilder zusammengefasst werden können, wie beispielsweise der 

Grünordnungsplan und der Pflege- und Entwicklungsplan. Hier wären 

Synergieeffekte erzielbar, wenn Ausarbeitungen zumindest zum Teil bei den 

Planungen wieder oder weiter verwendet werden könnten. Insbesondere im 

Interesse der Schaffung einer Einheit des Lebensraumes für Flora, Fauna und den 

Menschen sehen wir in eine ganzheitliche Betrachtung als außerordentlich förderlich 

an.  



 

 
14 

9. Bezüglich der Anrechnung der Technischen Ausrüstung regen wir an, die 

Formulierung bei den jeweiligen Leistungsbildern wie folgt zu ändern: 

 
§ xx Abs. 2 HOAI-E 
Plant der Auftragnehmer die Technischen Anlagen bei xx nicht oder überwacht 
er fachlich nicht die Ausführung der Technischen Anlagen, so sind zu den 
anrechenbaren Kosten des xx die anrechenbaren Kosten der Technischen 
Ausrüstung zu addieren und zwar 
1. vollständig, wenn die anrechenbaren Kosten der Technischen Ausrüstung 
maximal 25 Prozent der anrechenbaren Kosten des xx betragen  
2. zur Hälfte, wenn die anrechenbaren Kosten der Technischen Ausrüstung über 
25 Prozent der anrechenbaren Kosten xx betragen, für den Anteil der 
anrechenbaren Kosten der Technischen Ausrüstung, der über 25 Prozent der 
anrechenbaren Kosten des xx liegt. 

 

Begründung: 

Die Vorschrift, beispielsweise in § 32 Abs. 2 HOAI wird häufig von den Parteien nicht 

verstanden. Nach unseren Erfahrungen wissen die Parteien mit dem Begriff der 

„sonstigen anrechenbaren Kosten“ nicht umzugehen. Um hier mehr Klarheit in die 

HOAI zu bringen regen wir an, den § 32 Abs. 2 HOAI-E wie auch den § 41 Abs. 2 

HOAI-E usw. wie vorgeschlagen zu ändern, um Missverständnisse nach Möglichkeit 

bereits im Ansatz zu vermeiden.  

 

10. Hinsichtlich der Zuordnung der Leistungen zu den Grundleistungen oder den 

Besonderen Leistungen regen wir an, auch bei einer Änderung der HOAI weiterhin 

in den Fokus zu stellen, dass all diejenigen Leistungen als Grundleistungen  

aufzunehmen sind, die für ein vollständiges und mangelfreies Bauwerk erforderlich 

sind. Unter diesem Aspekt gehört beispielsweise das „Erarbeiten und Erstellen von 

besonderen bauordnungsrechtlichen Nachweisen für den vorbeugenden und 

organisatorischen Brandschutz bei baulichen Anlagen besonderer Art und Nutzung, 

Bestandsbauten oder im Falle von Abweichungen von der Bauordnung“ in der LP 2 

bei Gebäuden nicht wie in dem Entwurf vorgesehen zu den Besonderen Leistungen, 

sondern zu den Grundleistungen. Wir regen deshalb an zu prüfen, ob die in dem 

Entwurf vorgenommene Zuordnung von Grundleistungen und Besonderen 

Leistungen mit der Intention der HOAI einhergeht, in den Grundleistungen alle 

Leistungen für ein vollständiges Bauwerk zu erfassen.   

 

11. Bezüglich der Grundleistungen der LP 6 und 7 regen wir an, diese für alle 

Leistungsbilder zu überarbeiten. Bereits in der zurzeit geltenden HOAI sind in der LP 

6 Grundleistungen aufgeführt, die bereits aufgrund ihrer Ausbildung nicht zu den 

typischen Leistungen eines Architekten oder Ingenieurs gehören, so beispielsweise 
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die Anfertigung der besonderen Vertragsbedingungen oder die in dem Entwurf 

vorgesehene Änderung der LP 6, so sieht es beispielsweise § 33 Abs. 4 HOAI-E vor, 

dass der Architekt die Aufgabe der Aufstellung eines Vergabeterminplans 

übernehmen soll. Grundsätzlich reicht es für ein Bauvorhaben aus, wenn ein 

Terminplan existiert. Besondere Termine bei der Vergabe sind nur bei einer 

Beauftragung erforderlich, die an das Vergaberecht der öffentlichen Hand gebunden 

ist. Sollte das der Fall sein, so ist für die Aufstellung des Terminplans die 

Berechnung rechtlicher Fristen erforderlich - teilweise unter Berücksichtigung des 

Europäischen Rechts. Ebenso gehört die Zusammenstellung der Vergabeunterlagen 

nicht zu den Aufgaben des Architekten oder Ingenieurs. Der Begriff 

„Vergabeunterlagen“ ist ein Begriff der in § 8 Abs. 1 VOB/A definiert ist. 

Vergabeunterlagen setzen sich danach zusammen aus der „Aufforderung zur 

Abgabe eines Angebotes“ und aus den „Vertragsunterlagen“. Die Zusammenfügung 

der Vertragsunterlagen erfordert eine Festlegung der Rangfolge der einzelnen 

Vertragsbestandteile, wozu Kenntnisse über das Recht der Europäischen 

Gemeinschaften, des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen usw. 

erforderlich sind. 

 

Bei der LP 7 kommt es bereits bei der zurzeit geltenden HOAI bei den 

Grundleistungen immer wieder zu Konflikten. Teilweise werden die Grundleistungen 

aus dem Leistungsumfang herausgenommen, weil weder die öffentlichen noch die 

privaten Auftraggeber mit diesen Grundleistungen etwas anfangen können, teilweise 

wird von den Architekten oder Ingenieuren eine Rechtsberatung gefordert, die diese 

nicht leisten können und wollen und die in der LP 7 nach der Intention des 

Verordnungsgebers auch nicht abgebildet werden sollte. Die 

Schadensersatzforderungen gegen Architekten und Ingenieure wegen Fehlern bei 

der Vergabe sind sprunghafte angestiegen. Es geht dabei regelmäßig um Schäden 

im sechsstelligen Bereich, für die selten Versicherungsschutz besteht, weil die 

Haftpflichtversicherungen die Durchführung des Vergabeverfahrens durch einen 

Architekten oder Ingenieur häufig nicht versichern. Es ist zu beobachten, dass 

zunehmend auch außerhalb des Kartellvergaberechts - insbesondere auch bei 

privaten Vergaben - Schadensersatzansprüche gegen Architekten und Ingenieure 

geltende gemacht werden. Besonders risikoträchtig ist es für den Architekten oder 

Ingenieur, wenn er wie in der LP 7 des § 33 Abs. 4 HOAI-E vorgeschlagen, die 

Dokumentation der Vergabe übernimmt. Insbesondere im Kartellvergaberecht sind 

damit präzise Kenntnisse des EU-Rechtes wie auch des nationalen Rechts 

verbunden. Ebenso ist es dem Architekten oder Ingenieur im Kartellvergaberecht 
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verwehrt, die Wertung an Stelle des Auftraggebers zu treffen, er kann auch hier 

lediglich Vorschläge unterbreiten. Trifft der Architekt oder Ingenieur bei einem 

privaten Bauherren oder einem Investor eine Vergabeentscheidung, so ergibt sich 

daraus in der Regel ein Vertrauenstatbestand, durch den der Architekt oder 

Ingenieur für seine Entscheidung vollumfänglich haftet. Wir schlagen deshalb vor, 

die LP 6 und 7 in den allen Leistungsbildern wie folgt zu fassen:  

 

LP 6: Erstellung der 
Leistungsbeschreibung 
 

 

Grundleistung Besondere Leistung 
 

a) Abstimmen und koordinieren der 
Schnittstellen zu den 
Leistungsbeschreibungen der an 
der Planung fachlich Beteiligten  
 

Einarbeiten der Beiträge 
anderer an der Planung 
fachlich Beteiligter 

b) Ermitteln und Zusammenstellen von 
Mengen auf Grundlage der 
Ausführungsplanung  
 

Aufstellen der 
Leistungsbeschreibung mit 
Leistungsprogramm auf der 
Grundlage der 
Ausführungsplanung 
 

c) Anfertigen der 
Leistungsbeschreibungen mit 
Leistungsverzeichnissen nach 
Leistungsbereichen auf der 
Grundlage der ermittelten Mengen 
und Aufgliederung nach 
Einzelpositionen 
 

Aufstellen von Varianten mit 
Mindestbedingungen für 
geschlossene 
Leistungsbereiche oder 
einzelne Leistungen  

d) Zusammenstellen der erforderlichen 
Wartungs- und Pflegeleistungen  
 

Aufstellung einer 
Leistungsbeschreibung zur  
Wartung und Pflege für die 
jeweils zu wartenden Bauteile 
oder zu pflegenden Leistungen 
 

e) Ermitteln der Kosten auf Grundlage 
vom Planer bepreister 
Leistungsverzeichnisse  
 

Aufstellen von vergleichenden 
Kostenübersichten unter 
Auswertung der Beiträge 
anderer an der Planung 
fachlich Beteiligter 
 

f) Kostenkontrolle durch Vergleich der 
vom Planer bepreisten 
Leistungsverzeichnisse mit der 
Kostenberechnung  
 

 

g) Zusammenstellung der Pläne, 
Gutachten, EN und anderer 
Normen und Vorschriften usw., auf 

Zusammenstellung der Pläne, 
Gutachten, EN und anderer 
Normen und Vorschriften usw., 



 

 
17 

die in  der Leistungsbeschreibung 
mit Leistungsverzeichnis verwiesen 
wird und die beizufügen sind  
 

auf die von den an der 
Planung fachlich Beteiligten 
in  der Leistungsbeschreibung 
mit Leistungsverzeichnis 
verwiesen wird und die 
beizufügen sind  
 
 
 

h) Zusammenstellung der 
Leistungsbeschreibung mit 
Leistungsverzeichnis der an der 
Planung fachlich Beteiligten 

 
 

Versand der 
Leistungsverzeichnisse 
 

Leistungsphase 7: Mitwirkung bei 
der technischen Angebotswertung 
 

 

Grundleistung Besondere Leistung 
 

a) Technische und fachliche  Prüfung 
und technische und fachliche  
Wertung der Angebote, 
insbesondere auf Übereinstimmung 
mit der ursprünglichen 
Leistungsbeschreibung und dem 
ursprünglichen 
Leistungsverzeichnis einschließlich 
des Aufstellens eines Preisspiegels 
nach Einzelpositionen oder 
Teilleistungen und Prüfung der 
Angemessenheit der Preise, 
Erstellen eines Vergabevorschlages 
auf der Grundlage der technischen 
und fachlichen Prüfung 

 

Technische Prüfung und 
fachliche  und technische und 
fachliche  Wertung der 
angebotenen Varianten, 
insbesondere auf 
Übereinstimmung mit den 
Mindestbedingungen 
einschließlich des Aufstellens 
eines Preisspiegels nach 
Einzelpositionen oder 
Teilleistungen und Prüfung der 
Angemessenheit der Preise  
 

b) Mitwirkung bei Bietergesprächen 
 

Prüfung von 
Nachtragsangeboten im 
Hinblick auf die Einhaltung der 
Anforderungen aus  der 
Urkalkulation 

c) Kostenkontrolle durch Vergleich des 
in der LP 6 angenommenen mit den 
tatsächlich angebotenen Preisen  
 

 

 

Begründung: 

Die LP 6 stellt die Vorbereitung zur Einholung von Angeboten dar. Einerlei, ob der 

Auftraggeber ein Pauschalpreisangebot haben möchte oder Angebote auf der Basis 

von Einheitspreise oder Angebote von Generalunternehmen usw., in jedem Fall 

werden die Angebote nur so kostensicher sein, wie die den Unternehmen 

übergebenen Unterlagen es erlauben. Wurden in der LP 6 nicht alle Leistungen 
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erfasst oder nicht alle Leistungen sorgfältig beschrieben, so folgt daraus 

denknotwendig, dass der angebotene Preis nicht stimmen wird und es in der Folge 

zu Nachträgen kommt. Aufgrund unserer praktischen Erfahrungen halten wir es 

deshalb für unabdingbar, dass sich der Architekt oder Ingenieur auf die Erstellung 

der Leistungsbeschreibung voll konzentrieren kann.  

 

Soll der Architekt oder Ingenieur auch Planungen aus anderen Leistungsbildern, 

insbesondere aus dem Bereich der Fachplanungen erbringen, so ist das für ihn in 

der Regel mit einem erhöhten Aufwand verbunden. Aus diesem Grund sind wir der 

Auffassung, dass die Einbeziehung der Beiträge der anderen fachlich Beteiligten 

immer als besondere Leistung ausgewiesen werden sollte. Was der Architekt oder 

Ingenieur hier erbringen soll, ist vergleichbar mit der Leistung, die ein 

bauausführendes Unternehmen für die Koordination der Subunternehmer erhält 

(Regiezuschlag). Die Höhe dieses Zuschlages hängt von so vielen unterschiedlichen 

Faktoren ab, dass es sich verbietet, hier eine einheitliche Vergütungshöhe zu 

bestimmen.  

 

Weiterhin sind wir der Auffassung, dass das Aufstellen von Varianten mit 

Mindestbedingungen nicht zu den Grundleistungen gehört. Je nach Willen des 

Auftraggebers kann eine Variante sehr ausdifferenziert werden oder ganz einfach 

gestaltet werden. Diese Leistung sollte deshalb nach dem tatsächlichen Aufwand 

vergütet werden und nicht an die anrechenbaren Kosten gekoppelt sein.  

 

Bei der Ermittlung des Inhaltes der vertraglichen Vereinbarung ist es unverzichtbar, 

alle Unterlagen zur Verfügung zu haben, auf die Bezug genommen wird. Gerade bei 

Verträgen mit Verbrauchern ist immer wieder festzustellen, dass EN, DIN, VDE oder 

andere Vorschriften, auf die konkret Bezug genommen wurde, fehlen. Wir regen 

deshalb an, dass der Architekt oder Ingenieur bei der Erstellung der 

Leistungsbeschreibung und des Leistungsverzeichnisses alle Normen usw. auf die 

er Bezug genommen hat, beifügen soll. So würde in der Phase der 

Angebotserstellung eine vollständige Leistungsbeschreibung vorliegen, was für alle 

Parteien bei der weiteren Bearbeitung des Projektes von Vorteil wäre.  

 

Das Abstellen in der LP 7 auf die Vergabe trifft nach unserer praktischen Erfahrung 

nicht den Inhalt der hier vom Architekten oder Ingenieur geforderten Leistungen. In 

der P 7 erhält der Auftraggeber in der Praxis Angebote, die insbesondere beim 

Verbraucher, stark modifiziert sein können. Der Bauherr ist nicht in der Lage zu 
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beurteilen, ob die im Angebot unterbreiteten Vorschläge umsetzbar und die 

genannten Preise angemessen sind. Um hier eine vernünftige Einschätzung 

vornehmen zu können benötigt der Bauherr die Unterstützung des Architekten und 

Ingenieurs. Deutlich sollte nach unserer Auffassung in diesem Punkt die Abgrenzung 

zwischen den Modifizierungen des Angebotes sein, die der Architekt oder Ingenieur 

nach den Grundleistungen noch zu prüfen hat und denjenigen Leistungen, die zu 

den besonderen Leistungen gehören. Bei den Verhandlungen über die 

Auftragsvergabe stellen wir immer wieder fest, dass die Prüfung der Varianten 

außerordentlich aufwendig sein kann. Wir sind deshalb der Auffassung, dass den 

Architekten oder Ingenieuren aus den bereits bei der LP 6 dargelegten Gründen die 

Varianten als besondere Leistung vergütet werden sollte.  

 

Aus der anwaltlichen Bearbeitung von außergerichtlichen oder gerichtlichen 

Nachtragsstreitigkeiten wissen wir, dass die im Nachtrag angebotenen Preise 

teilweise nichts mit den ursprünglichen Angebotspreisen zu tun haben. Hier halten 

wir es für sinnvoll in den besonderen Leistungen ausdrücklich festzuschreiben, dass 

dies eine Leistung ist, die vom Architekten oder Ingenieur erbracht werden kann und 

vom Bauherren gesondert zu vergüten ist. Gleichzeitig halten wir es für 

unverzichtbar, dass klar gestellt wird, dass der Architekt oder Ingenieur bei 

Nachtragsstreitigkeiten zur Mitwirkung verpflichtet ist. Wir empfehlen, dass sich die 

Unterarbeitsgruppe Architektenrecht der Arbeitsgruppe Bauvertragsrecht im BMJ 

prüft, ob hier Handlungsbedarf besteht.  

 

Bezüglich der besonderen Leistungen sollten die LP 6 und 7 bei den jeweiligen 

Leistungsbildern noch um die Leistungen ergänzt werden die Leistungsbild 

spezifisch sind, so beispielsweise um die Maschinen- und Prozesstechnik bei den 

Ingenieurbauwerken.  

 

12. Bezüglich der LP 8 ist in dem Entwurf vorgesehen, dass der Architekt weiterhin die 

Überwachung der Statik mit übernehmen soll, wenn es sich um Tragwerke der 

Honorarzone I oder II handelt. Streit entbrennt in der Praxis immer wieder darum, 

welcher Honorarzone das Tragwerk zu zuordnen ist. Zudem ist der Planer nach der 

Rechtsprechung nur begrenzt verpflichtet, Tragwerke zu überwachen. Werden bei 

der Bauwerkserrichtung teilweise Änderungen vorgenommen - beispielsweise bei 

dem Gewerk Haustechnik - und in diesem Zusammenhang neue Schlitze und 

Durchbrüche veranlasst, die dann nicht erneut mit dem Tragwerksplaner abgestimmt 

werden, entstehen dadurch Mängel. Fehler an Tragwerken zeigen außerdem 
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typische Rissbilder, die vom Tragwerksplaner häufig eindeutig identifiziert werden 

können. Wir empfehlen aus diesem Grund in das Leistungsbild Tragwerksplanung 

als Grundleistungen auch die LP 7 - 9 aufzunehmen.  

 

13. Den Vorschlag, die Freianlagen als eigenes Leistungsbild auszugestalten und damit 

auch bei der Modernisierung und dem Umbau von Flächen einen Zuschlag zu 

erheben unterstützen wir. Die Gestaltung einer Freianlage geht bei modernen 

Planungen weit über das bloße begrünen einer Fläche hinaus und 

Freianlagenplanungen fallen nicht nur im Zusammenhang mit Gebäuden sondern 

auch mit Verkehrsanlagen oder Ingenieurbauwerken an. Sofern die Freianlage neu 

zu gestalten sind, sind häufig Brunnen, Bäume und Ähnliches bei der Planung zu 

berücksichtigen und gleichsam mitzuverarbeiten. Als wünschenswert erachten wir 

die klare Abgrenzung zu anderen Leistungsbildern und die eindeutige Zuordnung 

von Anlagen zu einem der Leistungsbilder beispielsweise bezüglich Schulhöfen mit 

und ohne Parkmöglichkeit, Marktflächen, Fußgängerzonen und ähnlichem. Weiterhin 

sollte bei Freianlagen stärker berücksichtigt werden, ob die Freianlagenplanung die 

Ergebnisse anderer Planungen berücksichtigen muss und ob hier ggf. eine 

Anrechnung stattfindet.  

 

14. Bezüglich des Leistungsbildes Gebäudeplanung regen wir an, auch hier eine 

Anpassung der Prozentsätze mit einer stärkeren Gewichtung der LP 3 

vorzunehmen.  

 

15. Die Aufgabe der Leistungen der Maschinentechnik in dem Leistungsbild 

Ingenieurbauwerke hat sich bewährt. Es ist immer wieder festzustellen, dass die 

Maschinentechnik nur unzureichend von der Technischen Ausrüstung abgrenzbar 

ist. Erschwert wird die Abgrenzung durch einen dritten Begriff, der bei 

Ingenieurbauwerken zur Anwendung kommt: die Verfahrens- und Prozesstechnik. 

Aus diesem Grund befürworten wir die geplante Änderung in § 41 Abs. 1 HOAI-E 

nicht. Wir würden es bevorzugen, wenn keine Unterscheidung zwischen 

Maschinentechnik und technischer Ausrüstung vorgenommen wird und dies in der 

amtlichen Begründung klargestellt würde. Dies insbesondere auch deshalb, weil die 

Anlagengruppen angepasst wurden.  

 

Bezüglich der Wiederholungen, die bisher in § 11 HOAI geregelt sind, bevorzugen 

wir deutlich die jetzige Regelung. Bei den Ingenieurbauwerken eine gesonderte 

Regelung für Wiederholungen aufzunehmen, wie § 41 Abs. 2 HOAI-E es vorsieht, 
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unterstützen wir nicht. Insbesondere halten wir die vorgeschlagene Regelung für 

Linienbauwerke, wie beispielsweise Deiche, für unzureichend und zwar sowohl 

bezüglich der Definition, ab welcher Länge eine Wiederholung vorliegen soll, als 

auch bezüglich der mit der Wiederholung verbundenen Honorarminderung. 

Wünschenswert ist die Einführung einer Definition, wann bei einem Linienbauwerk 

eine Wiederholung vorliegt.  

 

Ebenfalls ein Abgrenzungsproblem sehen wir in dem Begriff der „Nebenanlagen“ in 

§ 41 Abs. 3 HOAI-E zu den übrigen Leistungsbildern. Nach § 41 Abs. 3 HOAI-E 

sollen die Kosten für die Errichtung der „Nebenanlagen“ zu den anrechenbaren 

Kosten zählen, wenn der Ingenieur diese plant und sie nicht zu einem anderen 

Leistungsbild gehören. Die Bedeutung der Einbeziehung der anrechenbaren Kosten 

der Nebenanlagen nach dem zurzeit geltenden § 41 Abs. 3 Nr. 4 HOAI ist nach 

unseren praktischen Erfahrungen außerordentlich gering. Es wäre deshalb zu 

überlegen, ob dieser Begriff weiterhin erforderlich ist, um bestimmte Kosten zu 

erfassen. Um hier zu einer abschließenden Stellungnahme zu kommen, müsste 

zumindest in der Begründung genauer definiert werden, was unter Nebenanlagen zu 

verstehen ist. Denkbar wäre, dass damit Hilfsbauwerke gemeint sein könnten. Sollte 

das der Fall sein, so würden wir die Zuordnung zu den anrechenbaren Kosten des 

Hauptbauwerkes und eine dementsprechende Klarstellung unmittelbar im 

Verordnungstext deutlich bevorzugen.  

 

Bezüglich der Modernisierung befürworten wir die bisherige einheitliche Regelung - 

insoweit s.o. Ziffer 7 - von der es wünschenswert wäre, dass sie, wie oben 

vorgeschlagen, in den Allgemeinen Teil aufgenommen würde. 

 

Begrüßt wird die Wiedereinführung der örtlichen Bauüberwachung als HOAI 

gebundene Leistung. An Stelle der bisherigen „Führung des Bautagebuches“ wurde 

jetzt die „Dokumentation des Bauablaufes“ aufgenommen. Das Bautagebuch hatte 

die Funktion, dass der Auftraggeber es mit den Tagesberichten und den 

Stundennachweisen - zumindest stichprobenartig - abgleichen konnte und so eine 

Kontrolle beider Dokumentationswege erhielt. Diese Funktion wird die 

„Dokumentation des Bauablaufes“ nicht mehr erfüllen können. Wir halten es für den 

sichereren Weg, wenn es bei der Leistung „Führung des Bautagebuches“ bliebe. 

Das Bautagebuch ist aus juristischer Sicht eine der zentralen Leistungen der LP 8.  
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Die für die örtliche Bauüberwachung vorgeschlagene Zuordnung der Prozentsätze 

zu bestimmten Honorarhöhen wird begrüßt. Allerdings wird die vorgeschlagene 

Regelung, dass eine Reduzierung der vorgesehenen Honorare bei einem 

„Missverhältnis“ möglich sei, abgelehnt. Der Begriff des Missverhältnisses ist zu 

unbestimmt, um zu allgemein nachvollziehbaren Abgrenzungsergebnissen zu 

kommen. Erfahrungsgemäß würde es Jahre der Rechtsunsicherheit bedeuten, bis 

geklärt wäre, unter welchen Voraussetzungen ein Missverhältnis vorliegt. Während 

dieser Zeit müsste der Auftraggeber stets damit rechnen, dass er mit seiner 

Vereinbarung die Mindestsätze unterschritten hat, sofern kein Missverhältnis 

vorliegen sollte. Eine solche Rechtsfolge sollte vermieden werden.  

 

Sollte der Gesetzgeber sich dazu entschließen, die örtliche Bauüberwachung 

weiterhin als nicht HOAI gebundene Leistung zu formulieren, so empfehlen wir 

dringend die Führung des Bautagebuches in die Bauoberleitung aufzunehmen.  

 

16. Zu der Aufnahme der Leistungen der Maschinentechnik in das Leistungsbild 

Verkehrsanlagen gilt das zu den Ingenieurbauwerken gesagt. Auch bei den 

Verkehrsanlagen besteht bezüglich der Maschinentechnik ein Abgrenzungsproblem 

zur technischen Ausrüstung, beispielsweise bei Unterflurlichtern, Oberleitungen, 

Hebevorrichtungen bei Klappbrücken usw. Aus diesem Grund befürworten wir die 

geplante Änderung in § 45 Abs. 1 HOAI-E nicht.  

 

Ebenso sehen wir in dem Begriff der „Nebenanlage“ des Straßen-, Flug- und 

Schienenverkehrs dasselbe Abgrenzungsproblem wie bei den Ingenieurbauwerken 

und verweisen auf das dort Gesagte. 

 

Für die Wiederholungen von Planungen befürworten wir eine einheitliche Regelung 

im Allgemeinen Teil, der auch die Linienbauwerke der Verkehrsanlagen erfasst. 

Diese Regelung könnte die Regelung in § 45 Abs. 5 HOAI-E vollständig ersetzen, 

soweit klargestellt würde, dass Wiederholungen bei Linienbauwerken sich nicht auf, 

Wiederholungen in der Länge beschränken sondern auch die Wiederholung von 

nebeneinander liegenden Straßen, Gleisen und Bahnsteigen erfassen.  

 

Hinsichtlich des Zuschlages für den Umbau oder die Modernisierung befürworten wir 

unter Verweis zu dem oben Gesagten eine einheitliche Regelung für alle 

Leistungsbilder. 
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Bezüglich der örtlichen Bauüberwachung gilt das zu den Ingenieurbauwerken 

Gesagt uneingeschränkt. 

 

17. Die Festlegung des Anwendungsbereiches der Tragwerksplanung wird begrüßt 

und angeregt, die Traggerüste nicht nur auf Ingenieurbauwerke zu beschränken 

sondern allgemein aufzunehmen. 

 

Für den Fall der Wiederholung der Tragwerksplanung, § 48 Abs. 4 Nr. 1 HOAI-E, 

regen wir an, es auch hier bei der einheitlichen Regelung des § 11 zu belassen. 

Hinsichtlich des Abstellens auf ein Missverhältnis zwischen dem Honorar bei 

Ingenieurbauwerken mit großer Längenausdehnung, § 48 Abs. 4 Nr. 2 HOAI-E gilt 

das oben zu den Ingenieurbauwerken Gesagte. 

 

Bezüglich des Zuschlags für Umbau und Modernisierung gilt das oben Gesagte. 

 

18. Die Einführung eines Leistungsbildes Geotechnik wird begrüßt. Wir regen an, in 

den Anwendungsbereich auch Leistungen aufzunehmen, die im Zusammenhang mit 

Erdwärmeanlagen und unterirdischen Gasspeichern erforderlich werden.  

 

19. Für die Technische Ausrüstung regen wir die Streichung des § 52 Abs. 3 HOAI-E 

an, der sich mit der Honorarreduzierung im Falle der Wiederholung befasst. Wir 

halten hier für den allgemeinen Teil vorgeschlagene Regelungen für ausreichend. 

 

Bezüglich des Zuschlags für Umbau und Modernisierung gilt das oben Gesagte. 

 

20. Die Einführung des Leistungsbildes Bauphysik wird begrüßt. Wir regen an neben 

den genannten Fachgebieten in den Anwendungsbereich auch Leistungen für Wind- 

und Wasserenergie aufzunehmen. 

 

Bezüglich des Zuschlags für Umbau und Modernisierung gilt das oben Gesagte. 

********* 


